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Bundesrepublik Deutschland 
Der Bundeskanzler 

1/4 (IV/1) - 680 70 - E - Du 1/72 Bonn, den 22. Juni 1972 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften gemäß 
Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen der 
Europäischen Gemeinschaften 
hier: Handelspolitik in der 

Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschaftsge- 
meinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage den Vorschlag 
der Kommission der Europäischen Gemeinschaften für 

eine Verordnung (EWG) des Rates zur Änderung der Ver- 
ordnung (EWG) Nr. 459/68 des Rates vom 5. April 1968 
über den Schutz gegen Praktiken von Dumping, Prämien 
oder Subventionen aus nicht zur Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft gehörenden Ländern. 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften vom 7. Juni 
1972 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Ge- 
meinschaften übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirt- 
schafts- und Sozialausschusses zu dem genannten Kommissions- 
vorschlag ist nicht vorgesehen. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat 
ist noch nicht abzusehen. 

Zur Information wird gleichzeitig die von der Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften zu ihrem Vorschlag übermittelte 
Begründung beigefügt. 


Brandt 


Druck: Buchdruckerei R. Madel, 5307 Wachtberg-Villip 
Alleinvertrieb Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1 
Postfach 821, Goethestraße 54, Telefon 6 35 51 
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Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates 
zur Änderung der Verordnung (EWG) Nr. 459/68 des Rates 
vom 5. April 1968 über den Schutz gegen Praktiken 
von Dumping, Prämien oder Subventionen aus nicht 
zur Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 
gehörenden Ländern 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
die Artikel 113 und 227, 

gestützt auf die Verordnungen über die gemein- 
samen Agrarmarktorganisationen sowie die auf 
Grund von Artikel 235 des Vertrages für landwirt- 
schaftliche Verarbeitungserzeugnisse erlassenen Re- 
gelungen, insbesondere auf diejenigen Bestimmun- 
gen, die ein Abweichen von dem allgemeinen Grund- 
satz ermöglichen, alle Schutzmaßnahmen an den 
Grenzen durch die in diesen Regelungen vorgesehe- 
nen Maßnahmen zu ersetzen, 

auf Vorschlag der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Die bei Anwendung der Verordnung (EWG) Nr. 459/ 
68 über den Schutz gegen Praktiken von Dumping, 
Prämien oder Subventionen aus nicht zur Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft gehörenden Län- 
dern *) gewonnenen Erfahrungen haben gezeigt, daß 
die Verordnung in einigen Punkten geändert werden 
muß. Angesichts der internationalen Verpflichtungen 
der Gemeinschaft und der Mitgliedstaaten sind bei 
dieser Revision die durch Artikel VI des Allgemei- 
nen Zoll- und Handelsabkommens sowie die durch 
das Übereinkommen zur Durchführung dieses Arti- 
kels festgelegten Regeln zu beachten. 

Vornehmliches Ziel dieser Revision muß es sein, 
gewisse Verfahrensvorschriften zu rationalisieren. 

Die enge Zusammenarbeit zwischen der Kommission 
und den Mitgliedstaaten ermöglicht es, die Kommis- 
sion im Rahmen des Ausschusses zu unterrichten, 
wenn ein Mitgliedstaat festgestellt hat, daß einem 
Antrag auf Verfahrenseröffnung stattzugeben oder 
dieser Antrag abzulehnen ist. Sie läßt es ferner als 
wenig sinnvoll erscheinen, den Mitgliedstaaten 
Durchschriften der Auskunftsersuchen der Kommis- 
sion zu übermitteln. 

Es empfiehlt sich, daß die Kommission, wenn die im 
Laufe der Sachaufklärung eingegangenen Informa- 
tionen in nicht zur Gemeinschaft gehörenden Län- 
dern nachgeprüft werden müssen, nach Anhörung 
der im Ausschuß abgegebenen Stellungnahmen diese 
Untersuchungen entweder selbst vornimmt oder aber 
die Mitgliedstaaten darum ersucht. 


Aus dem Aufbau der Antidumping-Verordnung er- 
gibt sich, daß nur die verfahrensrechtlichen Vor- 
schriften des Antidumpingrechts analog auf den 
Schutz gegen Prämien und Subventionen anzuwen- 
den sind. Es erscheint daher geboten, den Anwen- 
dungsbereich der Begriffe „Wirtschaftszweig der Ge- 
meinschaft" und „gleichartige Waren" ausdrücklich 
auf Antidumping -Verfahren zu beschränken - 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 
Artikel 1 

Artikel 4 Absatz 5 Buchstabe a Unterabsatz 1 der 
Verordnung (EWG) Nr. 459/68 erhält folgende Fas- 
sung: 

,Im Sinne dieses Titels sind unter dem Ausdruck 
„Wirtschaftszweig der Gemeinschaft" sämtliche Er- 
zeuger gleichartiger Waren in der Gemeinschaft oder 
diejenigen unter ihnen zu verstehen, deren Gesamt- 
erzeugung einen größeren Anteil an der gesamten 
Gemeinschaftserzeugung dieser Waren ausmacht, 
außer in folgenden Fällen:' 

Artikel 2 

Artikel 5 der Verordnung (EWG) Nr. 459/68 erhält 
folgende Fassung: 

„Im Sinne dieses Titels ist unter dem Ausdruck 
gleichartige Ware eine Ware zu verstehen, die mit 
der betreffenden Ware identisch ist, d. h. ihr in jeder 
Hinsicht gleicht, oder, wenn es eine solche Ware 
nicht gibt, eine andere Ware, die charakteristische 
Merkmale aufweist, die denen der betreffenden 
Ware stark ähneln". 

Artikel 3 

Artikel 8 Absatz 1 der Verordnung (EWG) Nr. 459/ 
68 erhält folgende Fassung: 

„Stellt ein Mitgliedstaat fest, daß der Antrag die 
nach Artikel 7 erforderlichen Angaben enthält, so 
unterrichtet er hiervon sofort, entweder schriftlich 
oder mündlich im Verlaufe der in Artikel 12 vorge- 
sehenen Konsultationen die Kommission. Er teilt 
dieser ferner alle sonstigen Daten mit, deren Kennt- 
nis er für die Sachaufklärung auf Gemeinschaftsebe- 
ne für notwendig hält", 

i) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 93 
vom 17. April 1968, S. 1 
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Artikel 4 

Artikel 9 der Verordnung (EWG) Nr. 459/68 erhält 
folgende Fassung: 

„Stellt ein Mitgliedstaat fest, daß der Antrag nicht 
die nach Artikel 7 erforderlichen Angaben enthält 
oder daß die Dumpingspanne oder der Umfang 
der tatsächlichen oder möglichen Dumping- 
einfuhren oder die Schädigung geringfügig sind, so 
unterrichtet er hiervon sofort, entweder schriftlich 
oder mündlich im Verlaufe der in Artikel 12 vorge- 
sehenen Konsultationen die Kommission. Diese setzt 
umgehend die übrigen Mitgliedstaaten in Kenntnis. 
Hat die Kommission innerhalb einer Frist von 10 
Werktagen nach dem Zeitpunkt ihrer Unterrichtung 
nicht auf Antrag eines Mitgliedstaats oder von sich 
aus Einspruch erhoben, so wird der Antrag unverzüg- 
lich durch den Mitgliedstaat, der ihn erhalten hat, 
oder, sofern die Kommission nach Artikel 6 Absatz 2 
Buchstabe b befaßt wurde, durch diese abgewiesen; 
andernfalls findet Artikel 10 Absatz 1 Anwendung. 


Artikel 5 

Artikel 10 Absatz 3 Buchstabe b der Verordnung 
(EWG) Nr. 459/68 erhält folgende Fassung: 


„Ist es jedoch angebracht, Untersuchungen in nicht 
zur Gemeinschaft gehörenden Ländern anzustcllen, 
um die in Anwendung des vorhergehenden Unter- 
absatzes erhaltenen Informationen nachzuprüfen 
oder zu ergänzen, so nimmt die Kommission die im 
Ausschuß abgegebenen Stellungnahmen zur Kennt- 
nis, bevor sie entweder diese Untersuchungen selbst 
anstellt, sofern dies im Interesse einer schnellen und 
direkten Sachaufklärung geboten erscheint und be- 
sondere Gründe nicht entgegenstehen, oder aber die 
Mitgliedstaaten gemäß Absatz 5 um ihre Durchfüh- 
rung ersucht. Die Untersuchungen der Kommission 
sind davon abhängig, daß die betroffenen Unterneh- 
men ihnen zustimmen und die offiziell unterrichtete 
Regierung des betreffenden Landes keine Einwen- 
dungen erhebt. Gegebenenfalls wird die Kommission 
bei der Ausübung ihrer Mission von Bediensteten 
eines oder mehrerer Mitgliedstaaten unterstützt." 


Artikel 6 

Diese Verordnung tritt am dritten Tage nach ihrer 
Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Ge- 
meinschaften in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


Geschehen zu Brüssel, am 


Im Namen des Rates 

Der Präsident 
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Begründung 


Am 5. April 1968 hat der Rat die Verordnung (EWG) 
Nr. 459/68 über den Schutz gegen Praktiken von 
Dumping, Prämien oder Subventionen aus nicht zur 
EWG gehörenden Ländern angenommen. 

Die bei Anwendung dieser Verordnung gesammel- 
ten Erfahrungen lassen es notwendig erscheinen, das 
Verfahren, das sich in gewissen Punkten als schwer- 
fällig, wenn nicht sogar als praktisch undurchführ- 
bar erwies, zu rationalisieren. 

Zudem scheint es angebracht, gewisse redaktionelle 
Irrtümer zu berichtigen. 

Es ist deshalb angezeigt, die Verordnung in gewis- 
sen Punkten zu ändern. Angesichts der internationa- 
len Verpflichtungen der Gemeinschaft und ihrer Mit- 
gliedstaaten müßte diese Revision sich im Rahmen 
der Vorschriften des GATT und des Antidumping- 
Kodex halten. Ein Abweichen von der grundsätz- 
lichen Ausrichtung der Verordnung in ihrer gegen- 
wärtigen Fassung scheint ausgeschlossen. 

Im einzelnen schlägt die Kommission folgende Ände- 
rungen vor: 

A - Rationalisierung des Verfahrens 

1. Prüfung der Zulässigkeit der Anträge auf Ver- 
fahrenseröffnung (Artikel 8 und 9) 

Laut Artikel 8 Absatz 1 sind die Mitgliedstaaten, die 
feststellen, daß ein Antrag auf Verfahrenseröffnung 
zulässig ist, verpflichtet, die Kommission zu unter- 
richten und ihr alle sonstigen Gegebenheiten mitzu- 
teilen, deren Kenntnis sie für die Sachaufklärung auf 
Gemeinschaftsebene für notwendig halten. 

Im Laufe der Zeit hat sich die Übung gebildet, diese 
Unterrichtung mündlich im Verlaufe der Sitzungen 
des Antidumping-Ausschusses vorzunehmen, wäh- 
rend man ursprünglich an eine schriftliche Unterrich- 
tung der Kommission gedacht hatte. 

Wenn man davon ausgehen kann, daß diese Übung 
mit dem Text der Verordnung vereinbar ist, scheint 
es dennoch angebracht, sie zur Vermeidung von Miß- 
verständnissen durch eine ausdrückliche Bestimmung 
zu sanktionieren. Auf diese Weise würde sich die 
Verordnung mehr der gegenwärtigen Praxis der 
Gemeinschaft annähern; zudem würde die Rolle des 
Antidumping-Ausschusses unterstrichen. Es wird 
deshalb vorgeschlagen, Artikel 8 Absatz 1 so zu er- 
gänzen, daß eindeutig klargestellt wird, daß die Un- 
terrichtung der Kommission mündlich im Zuge der 
Konsultationen des Antidumping- Ausschusses statt- 
finden kann. 


Da sich ein ähnliches Problem für Artikel 9 stellt, 
welcher den Fall betrifft, daß ein Mitgliedstaat die 
Unzulässigkeit einer Klage feststellt, schlägt die 
Kommission vor, auch diese Bestimmung im gleichen 
Sinne wie Artikel 8 zu ergänzen. 

2. Unterrichtung der Mitgliedstaaten über Aus- 
kunftsersuchen der Kommission 

(Artikel 10 Absatz 3 b) 

Artikel 10 Absatz 3 b sieht vor, daß die Kommission, 
wenn sie ein Auskunftsersuchen an die Erzeuger 
oder Fländler der Gemeinschaft richtet, eine Ab- 
schrift dieses Ersuchens dem Mitgliedstaat zuleitet, 
auf dessen Gebiet der Adressat seine Tätigkeit 
ausübt. 

Der Inhalt derartiger Auskunftsersuchen ist seit 
einer gewissen Zeit vereinheitlicht worden. Die 
Kommission und die im Antidumping-Ausschuß ver- 
tretenen Sachverständigen der Mitgliedstaaten ha- 
ben zu diesem Zweck Standart-Fragebogen erstellt, 
die automatisch allen durch ein Antidumping-Ver- 
fahren betroffenen Kreise zugesandt werden. Unter 
diesen Umständen scheint die vormals gerechtfertig- 
te Weiterleitung einer Kopie der Auskunftsersuchen 
an die Mitgliedstaaten heute ohne praktische Nütz- 
lichkeit: die nationalen Verwaltungen besitzen die 
Standardtexte sämtlicher Fragebogen; deren Adres- 
saten sind den Mitgliedern des Antidumping-Aus- 
schusses bekannt. 

Aus diesem Grunde schlägt die Kommission vor, 
Artikel 10 Absatz 3 b in seiner gegenwärtigen Fas- 
sung zu streichen. 

3. Untersuchungen in nicht zur Gemeinschaft gehö- 
renden Ländern 

(Artikel 10 Absatz 3 b) 

In gewissen Fällen kann es unerläßlich sein, die im 
Zuge der Sachaufklärung eingegangenen Informa- 
tionen an Ort und Stelle zu überprüfen. 

Artikel 10 Absatz 5 a sieht vor, daß die Kommission 
die Mitgliedstaaten ersuchen kann, diese Nachprü- 
fungen vorzunehmen. Ein solches Verfahren ist un- 
ter gewissen Umständen mit dem Gebot eines ratio- 
nellen und wirksamen Antidumping- Verfahrens un- 
vereinbar. Zunächst weil die Befassung der Mitglied- 
staaten und die Einschaltung ihrer Behörden und 
diplomatischen Vertretungen automatisch zu einer 
Verlängerung der Verfahrensdauer führt. Sodann 
weil die Erfahrung zeigt, daß Antidumping- Verfah- 
ren äußerst komplizierte Untersuchungen und Be- 
rechnungen erforderlich machen, die eine eingehende 
Kenntnis sämtlicher Einzelheiten eines Verfahrens 
voraussetzen. 
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Es scheint deshalb angebracht festzulegen, welches 
Verfahren anwendbar ist, wenn die Kommission es 
für unerläßlich hält, die Nachprüfungen selbst anzu- 
stellen. 

Der generellen Ausrichtung der Verordnung ent- 
spricht es, dem Ausschuß in diesem Zusammenhang 
eine gewisse Rolle zuzuschreiben. 

Die Kommission schlägt vor, die Verordnung in 
diesem Sinne zu ergänzen. 


B - Sonstige Änderungen 

1. Beschränkung der Gültigkeit der Definition des 
Begriffs „Wirtschaftszweig der Gemeinschaft" auf 
Antidumping-Verfahren (Artikel 4) 

Da der Antidumping-Kodex auf Subventionen keine 
Anwendung findet, hat die Gemeinschaft auf diesem 
Gebiete stets ihre Handlungsfreiheit behalten wol- 
len, sei es auch nur aus verhandlungstaktischen 
Gründen. Artikel 22-25 betreffend Prämien und Sub- 
ventionen erklären aus diesem Grunde für die Ein- 
führung von Ausgleichszöllen lediglich die verfah- 
rensrechtlichen Vorschriften des Antidumping-Rechts 
für entsprechend anwendbar. Der Gemeinschaft bleibt 
also frei, den Begriff der bedeutenden Schädigung 
nach ihrem eigenen Ermessen auszulegen, ohne 
dabei an die äußerst strengen Vorschriften des Anti- 


dumping-Kodex gebunden zu sein, die bekanntlich 
nicht einmal von sämtlichen Unterzeichnerländern 
beachtet werden. 

Der in Artikel 4 Absatz 5 a zur Bestimmung des 
Begriffs „Wirtschaftszweig der Gemeinschaft" ver- 
wandte Ausdruck „im Sinne dieser Verordnung" 
kann jedoch so ausgelegt werden, als dehne er die 
Gültigkeit dieser Begriffsbestimmung auf sämtliche 
Vorschriften der Verordnung, einschließlich des Ti- 
tels II über Prämien oder Subventionen, aus, und 
zwar ungeachtet der Tatsache, daß dieser Titel jeden 
Verweis auf Artikel 4 Absatz 5 a vermeidet. 

Die Kommission schlägt aus diesem Grunde vor, die 
Wendung „im Sinne dieser Verordnung" durch den 
Ausdruck „im Sinne dieses Titels" zu ersetzen. 


2, Beschränkung der Gültigkeit des Begriffs „gleich- 
artige Waren" auf Antidumping-Verfahren 
(Artikel 5) 

Der vorstehend für Artikel 4 entwickelte Gedanken- 
gang gilt auch für Artikel 5 zur Bestimmung des Be- 
griffs „gleichartige Waren". 

Die Komission schlägt deshalb vor, auch in diesem 
Zusammenhang den Ausdruck „im Sinne dieser Ver- 
ordnung" durch die Worte „im Sinne dieses Titels" 
zu ersetzen. 
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